Mord inbegriffen‘ 


Killfahndung nach mutmaßlichen RAF-Mitgliedern 


Nun ist Innenminister Seiters zu- 
rückgetreten. Nein, Schuld treffe 
ihn keine, nur — er müsse an seine 
Familie denken. Diese Heuchelei ist 
unerträglich angesichts der von 
Anfang an wissentlich und bewußt 
vom Innenminister, der Bundesan- 
waltschaft (BAW) und dem Bun- 
deskriminalamt (BKA) betriebenen 
Falschinformation über die Vorgän- 
gein Bad Kleinen. Wolfgang Grams 
ist tot, gestorben durch einen aufge- 
setzten Kopfschuß, während er ver- 
letzt am Boden lag: das heißt im 
allgemein üblichen Sprachge- 
brauch Exekution. In der BRD ist 


chwerpu 


die Kill-Fahndung zumindest offi- 
ziell nicht erlaubt. Es scheint aber, 
daß sie klammheimlich gewünscht 
und staatlicherseits gedeckt wird: 
Eine Woche nach der Tat sind 
diejenigen, unter denen der Täter zu 
vermuten ist, die eingesetzten Be- 
amten der GSG-9, noch nicht einmal 
staatsanwaltlich vernommen worden. 

Entgegen besseren Wissens ließ 
die BAW noch am Tage des Einsat- 
zes verbreiten, Birgit Hogefeld hätte 
in „menschenverachtender“ Weise 
„wild um sich“ geschossen. Birgit 
Hogefeld hat nicht einmal ihre 
Waffe gezogen. Alssichdie Aussage 
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SPD im Kampfeinsatz 
_ für den Rechtsstaat... 


... oder im Rechtseinsatz für den 
Kampfstaat? Oder womöglich im 
Rechtskampf für den Staatseinsatz? 
Mit ihrem Anliegen, die in Somalia 
stationierten Bundeswehrsoldaten 
wegen der dort inzwischen stattfin- 
denden militärischen Auseinander- 
setzungen zurückzuziehen, ist die 
SPD zum dritten Mal innerhalb 
eines knappen Jahres zum Bundes- 
verfassungsgericht (BVG) gerannt, 


Somalia: 
UNO-Bomben als 


humanitäre Hilfe 
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Die nächste Ausgabe 


des akerscheint am 
Mittwoch, den 25.8. 1993 


um sich dort über ihre politische 
Handlungsunfähigkeit in Sachen 
Bundeswehreinsatz „out of area“ 
hinweghelfen zu lassen und durch 
oberste Rechtsprechung endlich 
serviert zubekommen, daß Bundes- 
wehreinsätze im Rahmen von 
UNO-"Friedens"missionen absolut 
grundgesetzkonform seien. Dann 
erst wird nämlich auch der SPD-Ba- 
sis liebe Seele endlich Ruh’ haben, 


und die verantwortungsbewußte 
Parteiführung wird drangehen kön- 
nen, ihren Hühnerhaufen endlich 
mit gutem Gewissen als regierungs- 
kompatibel zu deklarieren. Nachder 
jüngst ergangenen Entscheidung 
des BVG, über den weiteren Einsatz 
der Bundeswehr in Somalia könne 
(vorerst) der Bundestag mit einfa- 
cher Mehrheit befinden, schwant es 
dem SPD-Abgeordneten Albrecht 
Müller, daß ein Teil der eigenen 
Bundestagsfraktion ‚da hingegan- 
gen ist, um zu unterliegen“. Einige 
Genossen wie die Außenpolitiker 
Voigt und Gansel hätten „deutlich 
zu erkennen gegeben, daß sie 
Kampfeinsätze in Wahrheit wol- 
len“. (FR, 25.6.) 

Wömit derbrave Müllerzweifels- 
ohne Recht hat. Für das SPD-Mana- 
gement hingegen beginnt jetzt das 
Zittern, ob das BVG womöglich so 
fies ist und die anhängigen SPD- 
Klagen hinsichtlich der Verfas- 
sungskonformität des Adria-Einsat- 
zes der Bundesmarine (vom August 
1992), der AWACS-Überwa- 
chungsflüge über Ungarn (einge- 
reicht im April) und eben auch des 
neuen deutschen Afrika-Korps in 
Somalia (Juni) erst nach dem für 
November angesetzten SPD-Partei- 
tag entscheidet. Das birgt die Ge- 
fahr, daß dort die Kür des neuen 
Parteivorsitzenden Scharping zum 
überzeugenden Herausforderer von 
Kanzler Kohl durch nervende Dis- 
kussionen über die Haltung der SPD 
in der Frage des Bundeswehreinsat- 
zes gestört wird. 

Fortsetzung Seite 3 


« Dererste jugaslawische 


der BAW nicht mehr halten ließ, 
wurde dem erschossenen Wolfgang 
Grams der Tod des GSG-9-Mannes 
angelastet. Aber selbst eine Woche 
nach der Tat wollte sich von Stahl — 
auf Nachfragen von „‚Spiegel-TV“- 
Journalisten — nicht definitiv festle- 
gen, ob Wolfgang Grams auf den 
GSG-9-Mann geschossen hat oder ob 
erüberhaupteine Waffe bei sich hatte. 
Seiters’ Rücktritt reicht bei wei- 
tem nicht aus. Der Einsatz mußnicht 
nur weitere Konsequenzen haben, 
wie den sofortigen Rücktritt von 
Stahls; das Wesentliche aber ist die 
vollständige Aufklärung und Abur- 
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Neutralität — 


teilung derjenigen, die Wolfgang 
Grams in Anlehnung an die Praxis 
von Todesschwadronen hingerich- 
tet haben. Wenn wir, wie es die 
bekanntgewordenen Informationen 
nahelegen, von einem staatlichen 
Mord ausgehen müssen, dann gibt 
esaußer dem Täternicht nur Mitwis- 
ser, sondern wahrscheinlich auch 
Mittäter. (Auf Hintermänner bzw. 
Auftraggeber verweist bisher nur 
das amtliche Vertuschungsinteresse 
bezüglich des „‚dritten Mannes‘“.) 
Auch sie müßten vor Gericht ge- 
stellt und bestraft werden. Eine 
rechtliche Würdigung müßte auch 
das Verhalten der Vorgesetzten der 
an dem Einsatz beteiligten GSG-9- 
bzw. BKA-Beamten bis hin zu 
Innenminister Seiters, BKA-Chef 
Zachert und Auftraggeber von Stahl 
einbeziehen. Anzuwenden wäre $ 
258a StGB (Strafvereitelung im 
Amt), zu bestrafen mit sechs Mona- 
ten bis fünf Jahren Gefängnis. 
Politisch kann es nur eine Konse- 
quenz geben: Polizeitrtuppen —und 
das bezieht sich sowohl auf die 
GSG-9 als auch auf die wahrschein- 
lich am Tatort anwesenden BKA- 
Sondereinheiten —, deren Korps- 
geist die Deckung eines Mordes 
einschließt, müssen sofort aufgelöst 
werden. f 
Weitere Berichte ab Seite 4 


Aktion Fluchtburg Dachau Seite 16 
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Washington, 26. Juni, nachmit- 
tags: „Der grauhaarige Mann ging 
nervös im Weißen Haus auf und 
ab. Blickte auf den Rosengarten 
und seine Timex-Uhr. Präsident 
Bill Clinton (46) wollte Rache ... 

Rotes Meer — 21 Uhr: Aufdem 

US-Zerstörer ‚Peterson‘ schrillt 
das Satelliten-Telefon: Der 1. Of- 
fizier hebt ab, reicht es seinem 
Kommandanten: ‚Für Sie‘ ... Am 
anderen Ende ist US-General- 
stabschef Powell aus Washington. 
Der Admiral nimmt Haltung an... 

22.22 Uhr: Doppel-Angriff. 
Von der ‚Peterson‘ und dem 1400 
km entfernten Lenkwaffenkreu- 
zer ‚Chancellorsville‘ (im Persi- 
schen Golf) zischen 23 Marsch- 
flugkörper in die Nacht... 

Ihr Ziel: Das Hauptquartier des 
irakischen Geheimdienstes in 
Bagdad (800 km weg). 

3 Uhr nachts, Ortszeit Bagdad: 
Sirenen heulen! Die zischenden 
Flugraketen schweben in einer 
Höhe von 15 bis 100 Meter wie 
Adler in die Zentrale des grausam- 
sten Geheimdienstes der Welt. 20 
Explosionen zerreißen das Büro- 
Haus...“ Der Bild-Leser hat wieder 
einmal das Gefühl, an verschiede- 
nen Orten gleichzeitig dabei ge- 
wesen zu sein. Moralische Beden- 
ken werden schon in der Schlag- 
zeile ausgeschaltet: Der Raketen- 
angriff zieite auf „„das Herz des 
Bösen“. Seine irgendwie bedauer- 


Die Wiederkehr 
der Proletarität 


Auf dem Konkret-Kongreß am 
12.6.1993 in Hamburg hat der 
Soziälwissenschaftler Karl Heinz 
Roth ein beeindruckendes Referat 
gehalten, in welchemerden Versuch 
unternimmt, den seit Anfang der 


einigten Deutschland. Eine radikale 
Sanierungsstrategie werde sichtbar, 
„die auf die weitere Steigerung der 
Kapitalintensität verzichtet und 
eine sprunghafte Erhöhungder Aus- 
beutungsraten auf die Tagesord- 


achtziger Jahre De nung setzt“. 
stattfindenden en Die Folge ist 
weltweiten Um- m m: m MW „tendenziell 
bruch der kapita- 8” eh en " ein neues Pro- 
listiscn Ar Be) +9, “ -- - letariat in einer 
beits- und Pro- [ZWEPTIL ETF — Konitalistisch 
duktionsverhält N E cos, =, az en Welt“. 

nisse auf, einen !S „2.000 "2 SE „ — or Roth erörtert 
konkreten Be- Zn —Ej die neuen 
griff zu bringen. — de — Chancen für ei- 
Roth sieht welt- Fr EI. =! nen sozialisti- 


weit das „toyoti- 
sierte“ Akkumu- 
lationsmodell auf » 
dem Vormarsch, das alle bisherigen 
Formen eines klassenpolitischen 
Status quo an den Rand drängen 
wird — gerade auch im wiederver- 


ein Begriff 


mit neuen Inhalten? 


Die Anfang der 80er Jahre von 
Teilen der Friedensbewegung pro- 
pagierten Vorstellungen von Neu- 
tralität und Blockfreiheit haben mit 
dem Zusammen- 
bruch des Real- 
sozialismus neue 
Attraktivität ge- ! 
wonnen. „Über- 
all wünschten | 
sich die Aktivi- 
stInnen der Wen- 
de eine Austrifi- 
zierung ihres 
Landes“, 

schreibt unser 
Gastautor Hannes Hofbauer. Seine 
Bilanz der österreichischen Neutra- 
lität, die von den dominierenden 
Kräften des Landes weder erkämpft 
noch gewollt war, räumt mit verklä- 
renden Vorurteilen auf. Für die 


Staaten Osteuropas müßte der Be- 
griff Neutralität mit neuen Inhalten 
gefüllt werden. Denkbar wäre „ein 
ostmitteleuropäisches Neutralitäts- 
bewußtsein, ver- 
standen als Stra- 
2 tegie der Selbst- 
behauptung ge- 
gen das ökonomi- 
sche — und bald 
auch militärische 
Vordringen 
Westeuropas.“ 

Auch in Westeu- 
ropakann der Au- 
tor sich jenseits 
Wachstumsregionen einen 


der 
Trend vorstellen, „‚der nicht natio- 
nalistische Provinzialität auf seine 
Fahnen schreibt, sondern regionales 
Selbstbewußtsein gegen den EG- 


Zentralismus.“ Seite 8 


schen Neuan- 
fang der Lin- 
ken und plä- 
diert dafür, die ‚neue Proletarität“ 
als primären Bezugspunkt soziali- 
stischer Politik anzunehmen. 

Seite 22 


Israel: Ein Jahr 


Friedenspolitik 


Binnen eines Jahres werde der 
israelisch-palästinensische Kon- 
flikt gelöst sein, versprach Rabin bei 
seinem Amtsantritt. Seither reißen 
die israelischen Friedensinitiativen 
nicht ab. Nach der Massenverban- 
nung im Dezember letzten Jahres 
sind nun seit April Westbank und 
Gazastreifen total von Israel und 
Ost-Jerusalem abgeriegelt. Wäh- 
rend Israel seither auch die neunte 
und zehnte Runde der Nahostge- 
spräche ergebnislos überstanden 
hat, wächst das Elend in den besetz- 
ten Gebieten. Die palästinensische 
Bevölkerung, über Jahrzehnte von 
der Besatzungsmacht in die Abhän- 
gigkeit von Israel gezwungen, hat 
durch die Abriegelung einen we- 
sentlichen Teil ihrer Einkommens- 
quellen verloren. Seite 13 


Die Rache einer Großmacht 


Bomben auf Bagdad 


liche Nebenwirkung wird in 
Klammern mitgeteilt: „(3 Raketen 
krachen in Wohngebiete: 8 Tote).“ 
Während die öffentliche Mei- 
nung in den USA mit einer gewis- 
sen Verzögerung die ‚‚Maßnah- 
men“ gegen den „Angriff der 
irakischen Regierung auf die Ver- 
einigten Staaten“ (Clinton) be- 
grüßte, übermittelten die vorab 
informierten westlichen Verbün- 
deten ihre Ergebenheitsadressen 
in rekordverdächtigem Tempo. 
Kohl nannte den Raketenangriff 
eine „berechtigte Reaktion“, der 
britische Premierminister Major 
fand ihn „völlig berechtigt“, und 
die russische Regierung begrün- 
dete ihre Billigung der ‚„‚Handlun- 
gen der USA“ damit, daß „‚sie sich 
auf das Recht eines Staates auf 
individuelle und kollektive 
Selbstverteidigung auf der Grund- 
lage des Artikels 5l der UNO- 
Charta gründen“ würden. 
Unterschiedlich reagierten die 
arabischen Staaten. Uneinge- 


schränkte Zustimmung gab es 
allein von Kuwait. Sudans Außen- 
minister bezeichnete den Angriff 
als Fehler. Sein jordanischer Amts- 
kollege warf den USA und dem 
Westen vor, mit zweierlei Maß zu 
messen, und forderte ebenso wieder 
ägyptische Außenminister ein Ein- 
T USA in Bosnien-Herce- 
govinamitdergleichenHärte. 
Fortsetzung Seite 2, Spalkte 1 


Kambodscha 


Wider Erwarten konnten die von 
der UNO beaufsichtigten Wah- 
lenin Kambodscha ohne größere 
Zwischenfälle und mit einer 
hohen Beteiligung durchgeführt 
werden. Der Rote Khmer konnte 
oder wollteden Urnengang nicht 
entscheidend stören, so daß er 
nun politisch stark geschwächt 
ist. Seite ll 


Acht Jahre nach der Demokrati- 
sierung steckt Uruguay in einer 
tiefen institutionellen Krise. 
Eine gegen Linke gerichtete 
Anschlagserie erinnert an die 
Todesschwadrone, die Anfang 
der 70er hunderte von Linken 
und GewerkschafterInnen er- 
mordeten oder „verschwinden“ 
ließen. Seite 10 


Unübersichtlich ist die Lage 
nach den italienischen Teilkom- 
munalwahlen: Während der Hö- 
henflug der regionalistischen 
Lega Nord anhält, scheinen die 
mitder Christdemokratie liierten 
„Blockparteien“ am Ende. Er- 
folge gab es auch für die aus dem 
PClIhervorgegangenen Parteien. 
Ein Hoffnungsschimmer? 

Seite 7 


(Nord-)Irland 


Eine seltsam einseitige Frie- 
densbewegung hat sich in der 
Republik Irland konstituiert. Ihr 
berechtigter Protest dagegen, 
daß bei Anschlägen der IRA 
mehrfach auch Kinder getötet 
wurden, ist selektiv. Zivile Opfer 
der britischen Armee und loyali- 
stischer Paramilitärs werden be- 
wußt nicht wahrgenommen. 

Seite 6 


ak 356 — 7. Juli 1993 


Linke 


Seite 27 


Der folgende uns zugesandte Text ist 
der zweite Teil einer kritischen Ausein- 
andersetzung mit der aktuellen Diskus- 
sion um neue Begründungen revolutio- 


närer Politik, insbesondere der der RAF. 
Teil 1, der Parallelen zur der um die 
Jahrhundertwende geführten Refor- 
mismus-Debatte in der SPD zog, er- 
schien in ak 355. 


Form und Inhalt: 
Militanz und Revolution 


Ihr denkt immer noch, daß ich übertreibe, 
wenn ich Eure neuen PolitikerInnen mit 
Bernstein vergleiche? Ich will Euch des- 
halb noch etwas anderes berichten: Ich 
hatte einige Zeit lang die GRÜNEN mit 
Interesse beobachtet (79) — nicht weil ich 
gedacht hätte, sie seien eine sozialistische 
Partei, sondern aufgrund ihrer unkonven- 
tionellen, eine zeitlang desintegrativen 
politischen Formen, die sie benutzt haben. 
(Inzwischen denke ich, daß mir bei meinen 
Hoffnungen in die GRÜNEN — wenn 
auch auf anderer Ebene/mit anderer Radi- 
kalität und anderen Konsequenzen — ein 
Fehler unterlaufen ist, der auch Euch in 
Euren Militanz-Debatten häufig unter- 
läuft: Die Überschätzung der radikalen, 
desintegrativen Form gegenüber der Not- 
wendigkeit einer tatsächlich revolutionä- 
ren inhaltlichen Bestimmung. Gerade wie- 
derholt Ihr den Fehler erneut, wenn viele 
von Euch die in Weiterstadt produzierten 
200 Mio. DM-Sachschaden als Beleg 
dafür interpretieren, daß die neue Politik 
der RAF nicht reformistisch sein könne. 
Nur wenige von Euch sehen dieses Pro- 
blem mit der von Jenny (in einer Broschü- 
re, in der die Diskussion einer Gruppe über 
die Erklärung der RAF vom August letzten 
Jahres dokumentiert ist) ausgedrückten 
Klarheit. Sie sagt dort: „Also ich habe 
revolutionäre Politik schon bisher nicht 
am Mittel orientiert, sondern vielmehr — 
wie ich schon vorhin gesagt habe — an der 
Machtfrage. Und deshalb kann ich auch 
Kämpfe der Bevölkerung falsch oder 
reformistisch finden (...) also sich nicht 
nur auf die Teilbereiche beschränken, also 
daß Du das Ziel einfach immer vor Augen 
hast.“ (80). Aberzurück zuden GRÜNEN: 
Ich will Euch noch etwas über deren 
Anpassungsprozeß erzählen — vielleicht 
seht Ihr ja dann, daß die ähnlichen 
Formulierungen bei Euch in der Debatte 
und bei Bernstein keine Zufälle sind, 
sondern die Sprache einer Politik der 
Anpassung an das Bestehende. 


Katastrophismus 
und der moralische Druck 
in Richtung „Realpolitik“ 


Um ihre neue Politik durchzusetzen, hat- 
ten die grünen „RealpolitikerInnen“ ge- 
zielt eine auf die Partei bezogene (angeb- 
liche Gefahr des Sektenwesens) und glo- 
bale (ökologische, soziale und militäri- 
sche) Katastrophe beschworen, um so 
diejenigen, die nicht alles — also auch den 
Reformismus — versuchen, um die Kata- 
strophe abzuwehren, der moralischen Ver- 
antwortungslosigkeit zu bezichtigen. So 
schrieb beispielsweise Antje Vollmer: 
„Die Möglichkeit des Untergangs der 
Menschheit ist real, wird täglich handfe- 
ster — und zwar auf beiden Wegen des 
nuklearen Showdown und der ökologi- 
schen Katastrophe.“ (81) „Ist es im 
Anblick der drohenden Katastrophen links 
und legitim, Reformismus zu verteufeln?“ 
(82) „Jede grundlegende Umgestaltung, 
jede Art von Revolution“ — das schreibt 
Antje Vollmer(!), nur damit Ihr wißt, was 
Karl-Heinz Dellwos laue Rede von einer 
„fundamentalen Umwälzung“ der „‚kapi- 
talistischen Verhältnisse“ (83) bedeutet: 
Nichts anderes nämlich als die „rein 
psychologische Versicherung“, daß er sei- 
ne faktische Politik für diese Verhältnisse 
„nicht mit Genuß, sondern mit Widerwil- 
len“ macht, „daß er an seiner opportuni- 
stischen Politik selbst keine Freude hat, 
daß sein Herz besser als sein Kopf ist“! 
(84) — „(...) muß auf eine möglichst 
ökologische und menschliche Zukunft 
auch dieses Systems setzen. Wir müssen 
den Kapitalismus daran hindern, sich 
selbst abzuschaffen, indem er die ganze 
Menschheit abschafft.“ (85) Auch der 
ehemalige Sponti vom revolutionären 
Kampf in Frankfur/Main und spätere 
grüne „Realpolitiker“, Joschka Fischer*** 
und andere schrieben 1988: „‚Der Kollaps 
der Umwelt zeigtsich Tag für Tagan neuen 
Skandalen. Wer sich angesichts dieser 
Situation den Luxus des folgenlosen Ent- 
larvens leistet und damit den unökologi- 


Offener Brief von Rosa Luxemburg an die RAF, 
“ die RZ sowie die autonome und antiimperialistische Bewegung. Teil 2 


Eine Polemik 


schen Wachstumspfad weiter toleriert, 
macht sich mitschuldig. Wir fordern von 
der ganzen grünen Partei ein, sich endlich 
ihrer Teilhabe an dieser Gesellschaft 
bewußt zu werden. Wir sind, auch wenn 
viele das nicht wahrhaben möchten, Teil 
dieser Gesellschaft.“ (86) 

Innerparteilich wurde die Alternative 
„Sein oder Nichtsein‘“ (87) an die Wand 
gemalt, vor dem „‚Abmarsch ins selbstge- 
wählte Sektengherto“ (88) gewarnt und 
statt dessen ein Projekt empfohlen, „das 
die Diskussion mit der Gesellschaft sucht“ 
(89) bzw. für einen 
„neuen Aufbruch der 
GRUNEN in die Ge- 
sellschaft hinein‘ plä- 
diert, um „aus den 
schwierigen Bedingun- 
gen“ heraus „die Op- 
positionsrolle (sic!) 
neuzugestalten“. (90) 


Gestaltung statt 
Analyse... 


Und heutzutage bei 
Euch? Lutz Taufer 
schreibt in einem Brief 
vom Januar 1993 unter 
der Überschrift „‚Ge- 
sellschaft oder Ghet- 
to“: „die welt, nicht 
zuletzt die westlichen 
systeme, befinden sich 
in einem sich beschleu- 
nigenden prozeß der 
implosion. (...) mensch 
und natur in ihrer wei- 
terexistenz bedrohende 
apokalypse namens 
warengesellschaft (...) 
hauptaufgabe des jah- 
res 1992 (...) war nicht, 
(...) zu entlarven (...) 
hauptaufgabe (...) wäre 
es gewesen, (...) hand- 
\ungs- und bewegungs- 
spielräume innerhalb 
der gesellschaft auszu- 
bauen (...) auflösung der altbestimmungen 
revolutionärer politik.“ (91) 

Wo so Demagogie betrieben wird — Ihr 

erinnert Ihr Euch noch, was ich oben über 
die Verlotterung der Theorie in der SPD 
geschrieben habe? —, ist klar, daß über die 
„analytische Seziermethode“ der ‚„‚Funda- 
mentalisten“, die „linksradikale Politik 
fast zum Synonym für Politikunfähigkeit“ 
machte (Antje Vollmer), hergezogen wer- 
den, (92) daß „‚organisches“, „‚ganzheitli- 
ches“ Denken her muß. Daß „‚man (...) 
sich (...) im sinn von traditioneller ‚analy- 
se“ — so Helmut Pohl — ‚nichts 
überlegen“ kann. Das Zurückzuweisende 
findet Helmut Pohl ‚überhaupt schon bei 
dem blick: in dem der reale politische 
bereich nach kriterien der (...) wissen- 
schaft in tortenstücke zerlegt wird und 
dann der bestimmt wird, von dem aus sich 
veränderungen für oder zu allen erreichen 
lassen.‘ (93) 


„.. und Handeln statt Entlarven? 


Um aus dieser „‚zerlegenden“ „‚Politikun- 
fähigkeit“ „gestalterische“ Regierungsfä- 
higkeit zu machen, spielte im GRÜNEN- 
Anpassungsprozeß ein Terminus eine Rol- 
le —, den ich weiter oben schon aus Euren 
Debatten zitiert habe — der des „‚Entlar- 
vens“: Es müsse endlich eingesehen wer- 
den, daß es nicht ausreiche, immer nur zu 
entlarven, (94) statt dessen komme es 
darauf an, die eigenen Inhalte praktisch — 
und das heißt in der Regierung — umzu- 
setzen. (95) Statt der Gewöhnung „allein 
an das Skandalieren bestimmter Themen“ 
komme, es darauf an, Mehrheiten zu 
schaffen, ‚die denken, handeln und sich 
zu Wort melden“ (Antje Vollmer u.a.) (96) 
bzw. darauf, daß „jetzt die Leute zusam- 
menkommen, die (...) handeln, die von 
einander wirklich was wissen wollen und 
neue gedanken zulassen“, statt „‚schein- 
diskussionen um revolutionär/reformi- 
stisch“ zu führen (RAF). (97) 

„Bei soviel Mißständen“, schreibt nicht 
Gregor, sondern Antje Vollmer, „täte ein 
bißchen Aufstand schon gut (...)“ Aber: 
„Das Warten auf den großen genialen 
Wurf, auf einen neuen Marx sozusagen, 
wird vergebens sein.“ (98) D.h. Antje 
Vollmer zielt, in Vorwegnahme der Spra- 
che von Gregor und im Anschluß an den 
schon von mir kritisierten Bernstein, 
„nicht auf die Aufhebung des Lohnsy- 
stems, sondern auf das Mehr oder Weniger 
der Ausbeutung, mit einem Worte, auf die 
Beseitigung der kapitalistischen Aus- 
wüchse“ — bzw. „Mißstände“ — „und 
nicht des Kapitalismus selbst.“ (99) 


% 


Dafür kann dann in der Tat — mit Antje 
Vollmer — „jede Form des Heroismus“ 
vermieden sowie gefordert werden, den 
Kampf „um das Überleben der Mensch- 
heit nicht mit dem Leben von Menschen“ 
zu bezahlen (100) und auch von der RAF 
— wenn auch mit einer Legislaturperiode 
Verspätung — die Einstellung ihrer „ge- 
zielt tödliche(n) Aktionen (...) gegen Spit- 
zen aus Staat und Wirtschaft“ erklärt 
werden. (101) Der Politikstil des Entlar- 
vens sei solange „leidlich praktikabel, wie 
es darum geht, große neue Themen ins 


Zentrum der Öffentlichkeit zu treiben. 
Heute aber käme es auf Differenzierungen 
an, die nicht weniger überlebenswichtig 
sind, aber politisch viel schwieriger zu 
denken und zu handhaben sind. Rechtha- 
berische (...) Politik ist damit obsolet.“ 
(102) 

Und wie wird bei Euch argumentiert: 
„heute ist es ein gesellschaftlich aner- 
kannter zustand, daß wit in einer welt 
voller probleme“ — bzw. „Mißstände“ — 
„leben, die auch als tägliche katastrophe 
in den medien ihren widerhall finden, 
nachdem sie lange von feministinnen, 
linken, christlichen (sic!) und anderen 
initiativen thematisiert wurden und wer- 
den.“ In dieser Situation habe „‚die linke 
(...) die entlarvung der gesellschaftlichen 
verhältnisse als politisches mittel verlo- 
ren.“ (103) Deshalb sei eigentlich schon 
während des Hungerstreiks 1989 ein Sta- 
dium erreicht gewesen, „in dem wir uns 
konkret überlegen mußten, wie wir unsere 
vorstellungen durchsetzen — die periode 
des plakativen nein und gegen war über- 
holt.“ (104) Es ging um „mehr (...) als 
bloßes beharren auf der richtigen posi- 
tion.“ (105) Merkt Ihr die Demagogie? So 
wie v. Vollmar meinen FreundInnen und 
mir unterstellt hat, wir würden uns der 
Tagespolitik enthalten, wird auch bei Euch 
den KritikerInnen der neuen Politik unter- 
stellt, daß sie „bloß (...) auf der richtigen 
position“ beharrten, aber keine Politik 
machten. - 


Versöhnung statt Feindschaft 


Und da es „kein einheitliches Feindbild“ 
(Autonomes 1.-Mai-Plenum) (106) bzw. 
„einfach kein eindeutiges linkes Feind- 
bild“ (Antje Vollmer) (107) mehr gibt**** 
— die Zeit des „‚plakativen nein“ ist halt 
vorbei —, ist klar, daß allein der schwül- 
stig-banale Appell an ‚„‚die Menschen“ — 
an Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit 
bzw. „Menschenrechte, soziale Gerech- 
tigkeit und individuelle Freiheiten“ (Antje 
Vollmer bei Eröffnung ihrer „Dialog“- 
Kampagne) (108) — übrig bleibt: „eine 
perspektive, die mit der abschaffung be- 
stehender verhältnisse zu tun haben soll“ 
(wie sollen auch nicht bestehende Verhält- 
nisse abgeschafft werden?) „‚und verände- 
rungen für freiheit, gerechtigkeit und 
völlige(?) gleichberechtigung wünscht 
(sic!) — so eine perspektive lernt wieder, 
solche fragen zusammen zu besprechen 
(sic!) und zu beantworten“ (wie kann denn 
eine Perspektive wünschen, lernen, spre- 
chen und antworten?!) ‚und das“ (was?) 
„werden menschen sein oder es wird 


niemand sein“, (109) heißt es in Eurer 
Diskussion. Wer sollte es auch sonst sein? 
Schlägt jemand anderes vor?! Und Antje 
Vollmer schrieb: „Wir müssen uns in einer 
Zeit schon praktizierter Menschenver- 
nichtung vor zynischer Menschenverach- 
tung hüten. Die Widersprüche im Volk 
sind unsere eigenen, (...) die Leute sind 
(...) verschieden, (...) wir müssen (...) 
ehrlich sein (... und) dürfen die unter- 
schiedlichen Herkunftsorte und Traditio- 
nen nicht leugnen und nicht schleifen 
wollen. Die Linke (...) muß sich der Mühe 
unterziehen, den Menschen nahezulegen, 
daß ohne ihre massenhafte Beteiligung an 
der Lösung der Menschheitsprobleme 
nichts geht.“ (110) 

Und Joschka Fischer u.a. meinten, die 
GRUNEN müßten ihr „‚krudes Freund- 
Feind-Verhältnis“ überwinden: „Wer 
nicht für uns ist, ist gegen uns. Die (fast 
revolutionäre) Ungeduld widerspricht im 
Grunde grünem Selbstverständnis, das auf 
die Auseinandersetzung mit anderen Per- 
sonen, auf Bewußtseinsarbeit setzt. Be- 
wußtsein ändert sich nicht schlagartig, 
sondern langsam, (...) Ein realisiertes 
grünes Projekt taugt mehr als 1000 grüne 
Programme, (...) DIE GRÜNEN sind kein 
‚ideologisch reines Projekt‘.“ (111) Fällt 
Euch etwas auf? Gegen die „ideologi- 
schen Schlagabtausche“ (Gisel Dutzi), für 
„praktische Projekte“, gegen ein „‚armse- 
liges verhältnis ‚wir — sie‘“ (Lutz Taufer) 
(112) und — mit dem sozialdemokrati- 
schen Philosophen Jürgen Habermas — 
für die „neue Unübersichtlichkeit“ (113), 
für „„Bewußtseinsarbeit“ und ‚neue Wer- 
te“ (114) — kennt Ihr das nicht aus Euren 
Diskussionen? 


Rosinante 
und die große Weltreform 


Ich kenne dies jedenfalls schon — um 
darauf noch einmal zurückzukommen — 
aus meinen Diskussionen mit Bernstein. 
Meinem Beharren auf den „materiellen 
Voraussetzungen des Kampfes“ (115) für 
den Sozialismus hielt er die Frage entge- 
gen: „Wozu die Degradierung der Ein- 
sicht, des Rechtsbewußtseins, des Willens 
der Menschen?“ (116) Ich antwortete ihm, 
der Sozialismus „soll also kraft des 
souveränen, nicht im Dienst der wirt- 
schaftlichen Notwendigkeit wirkenden 
Willens der Menschen oder genauer, da 
der Wille“ — für Bernstein — „selbst bloß 
ein Instrument ist, kraft der Einsicht in die 
Gerechtigkeit, kurz kraft der Gerechtig- 
keitsidee verwirklicht werden. Da sind wir 
glücklich bei dem Prinzip der Gerechtig- 
keit angelangt, bei diesem alten, seit 
Jahrtausenden von allen Weltverbesserern 
in Ermangelung sicherer geschichtlicher 
Lokombotionsmittel gerittenen Renner, bei 
der klapprigen Rosinante, auf der alle Don 
Quichottes der Geschichte zur großen 
Weltreform hinausritten, um schließlich 
nichts anderes heimzubringen als ein 
blaues Auge.“ (117) 


Alltag und Utopie 


Aber natürlich soll es — dem Anspruch 
jeder „‚Realpolitik‘“ nach — nicht nur bei 
einer visionären „Gerechtigkeitsidee“ 
bleiben, sondern es sollen schon ‚konkrete 
Veränderungen“ sein; die Vision, die 
Utopie soll — wer seinen Ernst Bloch 
gelesen hat, wird es wissen — eine 
„konkrete“ sein: „Die Arbeit an dieser 
‚Konkreten Utopie für einen. besseren 
Alltag‘ haben wir“ — die GRÜNEN! — 
„bisher vernachlässigt. Nur wenn es uns 
gelingt, die Verbindung von grüner Politik 
und einer anderen Lebenspraxis HIER 
UND JETZT herzustellen, werden wir in 
gesellschaftlichen Diskussionen Gehör 
finden“, meinten Joschka Fischer u.a. 
1988. (118) Joschka Fischer knüpfte damit 
an Formulierungen an, mit denen er in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre seinen 
Abschied von den Spontis begann einzu- 
leiten, nachdem (nach einer militanten 
Demo in Frankfurt nach dem Tod von 
Ulrike Meinhof) nach ihm öffentlich von 
der Polizei gefahndet worden war. Er 
schrieb damals, u.a. unter der Überschrift 
„Uns treibt der Hunger nach Liebe, 
Zärtlichkeit und Freiheit“: „‚Wir wollen 
nicht eines fernen Tages den Sozialismus 
aufbauen, sondern für uns vollzieht sich 
Befreiung im alltäglichen Widerstand (...) 
Gerade weil unsere Solidarität den Genos- 
sen im Untergrund gehört (!), weil wir uns 
mit ihnen so eng verbunden fühlen (!), 
fordern wir sie von hier aus auf, Schluß zu 
machen mit diesem Todestrip, runter zu 
kommen von ihrer ‚bewaffneten Selbstiso- 
lation‘, die Bomben wegzulegen und die 
Steine, und einen Widerstand, der ein 
anderes Leben meint, wieder aufzuneh- 


men.“ „Unser Leben darf nie mehr An- 
hängsel irgendeiner Form von Politik 
werden, sondern muß im Mittelpunkt 
unserer Befreiung stehen.“ Der Weg zu 
den GRÜNEN als Alternative zur „Flucht 
in den Untergrund, Flucht ins ferne Land, 
Flucht in die Drogen, Flucht in den 
Selbstmord.“ (119) 

Nicht weniger sektiererisch als die 
Politik der Spontis in den 70er Jahren 
sowie der GRÜNEN in den 80er Jahren 
scheint auch die RAF-Politik jener Jahre 
gewesen zu sein, wenn die RAF 1992 
schreibt: „‚Wir hatten unsere Politik ganz 
stark auf Angriffe gegen die Strategien der 
Imperialisten reduziert, und gefehlt hat die 
Suche nach unmittelbar positiven Zielen 
und danach wie eine gesellschaftliche 
Alternative hier und heute schon anfangen 
kann zu existieren. Daß das hier möglich 
ist, daß es geht, so etwas anzufangen, 
haben die Erfahrungen, die andere er- 
kämpft haben, gezeigt.“ Auch die RAF 
stellt diese Politik einem Verrecken „an 
der Nadel“ und dem „Selbstmord“ gegen- 
über. (120) Karl-Heinz Dellwo schließlich 
meint: „Hier müssen wir im Konkreten 
was Neues finden, und das Konkrete ist 
identisch mit dem Alltäglichen in der 
Gesellschaft. In dieses Alltägliche müssen 
wir das Moment der Transformation brin- 
gen.“ (121) 


« 


Wie die neue Politik 
alte Fragen beiseite schiebt 


Und selbstverständlich ist gerade diese 
„konkrete“ Politik „‚im Alltag“ die eigent- 
lich radikale Politik, die „‚praktisch“ etwas 
ändert: „Inhaltlich bedarf eine solche 
ökologische Reformpolitik einer größeren 
Radikalität und mehr utopischer Phantasie 
als die radikale Linke der Vergangenheit. 
In der Form der Politik aber ist die alte 
Frage von Reform und Revolution ent- 
schieden: Die Überlebensfragen der Gat- 
tung sind nur gewaltfrei und in Überein- 
stimmung zu lösen, jenseits der nationalen 
und Klassenideologien, jenseits der von 
Menschen geschaffenen Grenzen der 
Staaten, Systeme und Religionen“, schrei- 
ben Fischer und Co. (122) 

Und auch in Euren Diskussionen habe 
ich jetzt — von einem ehemaligen Gefan- 
genen! — die These gehört, daß eine 
Kritik der Haftbedingungen unter dem 
Gesichtspunkt der Menschenrechte „‚viel 
radikaler“ sei als die These von Andreas 
Baader, daß Foltgr kein revolutionärer 
Kampfbegriff sei.” Und die RAF hat ja 
schon im vergangenen Sommer „‚gewußt“ 
(auch wenn sie diese „Erkenntnis“ jetzt 
auch zunächst zurückgestellt hat), ‚„‚daß 
wir diesen (von der RAF gewünschten 
Neubestimmungs-, R.L,) prozeß heute mit 
bewaffneten aktionen"” nicht voranbrin- 
gen“. (123) Und in ihrer Erklärung zu 
Weiterstadt bekräftigt die RAF jetzt: „‚sol- 
che scheindiskussionen um revolutio- 
när/reformistisch sind ohne jeden ge- 
brauchswert für die neubestimmung revo- 
lutionärer politik; und auch im festhalten 
und beharren auf zeitlos alten klarheiten“ 
— bzw. dem „alten Katechismus“ (v. 
Vollmar) — ‚„‚wird niemand antworten auf 
die sich heute stellenden fragen finden.“ 
(124) 

Und, so wie Fischer & Co. die Kritik an 
ihrer Positionen mit dem „Argument“ 
weggewischt haben, diese Kritik trage 
„den Bruch in die eigene Partei“, (125) sei 
„Lager-“ statt „Parteiloyalität“, (126) 
„Konfrontation“ statt „Integration“, und 
Antje Vollmer u.a. vorgaben, der „‚Polari- 
sierung ideologisch nicht (zu) folgen“, 
(127) kritisiert auch die RAF die „alte 
rangehensweise der deutschen linken“, die 
sich angeblich ‚‚auf das bemühen anderer“ 
bloß „draufstützt“, „um zu sehen, wie 
man es zerreißen kann“ (128) und wendet 
sich Gisel Dutzi — wie schon zitiert — 
gegen „ideologische Schlagabtausche“, 
und wirft Gregor den Gießnerinnen vor, 
eine „Spaltung“ der Gefangenen zu betrei- 
ben. (129) 

Gregor hat seine Lektion in Sachen 
Demagogie von den grünen „Realpoliti- 
kerInnen“ auch gelernt, wenn er einerseits 
erkennt, daß die RAF ihr Verhältnis zum 
Staat auf eine Ebene außerhalb des Krie- 
ges stellen will (130) und gleichzeitig 
bestreitet, daß das auf eine Aufgabe des 
revolutionären Kampfes hinausläuft. 
(131) Kaum besser kann es Antje Vollmer: 
„Gewaltfreiheit ist (...) nicht zu verwech- 
seln mit Staatshörigkeit und Konflikt- 
scheu. Streiks, Blockaden, Besetzungen 
(wir erinnern nur an Rheinhausen) sind 
legitime Mittel aus der Tradition des 
gewaltfreien Widerstands (...) Nicht di- 
stanzieren — und nicht wegducken; offen- 
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sive Auseinandersetzung über die politi- 
sche Strategie und die Zumutung unserer 
Position der Gewaltfreiheit, wo immer 
möglich (...)“ (132) 

Haltet Ihr alle diese Parallelen wirklich 
immer noch für Zufall? Ich will Euch zum 
Schluß zeigen, daß die Parallelen nicht nur 
im Bereich von vielleicht notwendiger- 
weise allgemeinen Grundsatzformulie- 
rungen bestehen, sondern bis hinunter zur 
programmatischen Konkretisierung und 
der Bewertung einzelner historischer Er- 
eignisse reichen. 


Tempo 30: 
Umbau statt Umwälzung 


Joschka Fischer u.a. schrieben 1988: 
„Nicht ohne Grund sind DIE GRÜNEN 
als kommunalpolitische Kraft so erfolg- 
reich. Ob Tempo 30, verbesserter Nahver- 
kehr oder neue Müllkonzepte, hier spüren 
die Menschen, daß es den GRÜNEN vor 
Ort nicht um Verhinderung, sondern um 
die Chance für ein besseres Leben geht. 
‚Hier sind sie bereit, in ihrem Alltag etwas 
beizutragen.‘ (133) 

Und in Eurer Diskussion heißt es indem 
Text, in dem schon behauptet wurde, daß 
„die periode des plakativen (...) gegen 
überholt“ sei: „‚der abschätzige blick auf 
verkehrsblockaden und tempo-30-forde- 
rungen ist nicht unserer, er zeigt nur die 
entfremdung vieler linker von ihren zielen 
(...) es geht hier auch um ideen und 
wünsche, mit denen jede und jeder hier 
angefangen hat (...)“ (134) 

Schon lange vor der Ratifizierung des 
Sieges der „‚RealpolitikerInnen“ bei den 
GRUNEN (durch den Sturz des radikal- 
ökologisch/ökosozialistischen Bundes- 
vorstandes Ende 1988, die SPD/AL-Koa- 
lition in Berlin Anfang 1989 und die 
Pro-,,Wiedervereinigungs“-Beschlüsse 
der GRÜNEN nach der Wende in der 

DDR) war in der grünen Wirtschaftspoli- 
tik weitgehend — und d.h. auch bei vielen 
sogenannten Linken — Konsens, daß es 
um schrittweisen Umbau und nicht eine 
revolutionäre Umwälzung zu gehen hat. 
Schon das erste — noch relativ „linke“ — 
grüne Wirtschaftsprogramm stand unter 
der (klassen- etc.)interessen-indifferenten 
Überschrift ‚Sinnvoll arbeiten, solidarisch 
leben“ .(135) Andere — sogenannte „‚öko- 
\ibertäze® — - Thomas Schmid 


— um’ 

u.a. hielten schon damals eine Orientie- 
rung an Auseinandersetzungen im Er- 
werbsarbeitsbereich und eine von links 
kritische Unterstützung von gewerk- 
schaftlichen Forderungen für verfehlt und 
propagierten statt dessen eine „Tätigkeits- 
gesellschaft“, die den sogenannten Indu- 
strialismus ohne direkten Angriff auf den 
Kapitalismus überwinden sollte. 

Auch diese Debatte ist inzwischen in 
Eurer Diskussion angekommen. So 
schreibt Karl-Heinz Dellwo: „(...) das 
geschwafel von ‚arbeitsplätze schaffen‘ 
(...), obwohl jeder (...) weiß, daß die 
entwicklung in zukunft unaufhaltsam 
(sic!) in eine andere richtung läuft.“ 
Deshalb komme es darauf an, diese 
entwicklung zu antizipieren und „etwas 
völlig neues zu probieren. umbau der 
gesellschaftlichen lebensprinzipien der 
menschen. es ist das alte so zu organisie- 
ren, daß alle darin sinnvoll leben können 
und es gleichzeitig zu reduzieren, so daß 
‚platz‘, raum und zeit für neue gesell- 
schaftsversuche entstehen kann. die ab- 
schaffung der arbeit (und ‚arbeit‘ ist 
eindeutig ... zu unterscheiden von ‚tätig- 
keit‘ ...) (...) seit 20 jahren reduziert sich in 
allen industriestaaten der produktive sek- 
tor (...)“ (136) In dieser Perspektive kann 
er sich mit Joschka Fischer und anderen 
einig wissen, die schon 1988 schrieben: 
„Mit der hier beschriebenen Entindustria- 
lisierung hat sich aber ein gesellschaftlich- 
politischer Wandel vollzogen. Die formel- 
le Arbeit steht immer weniger im Zentrum 
des gesellschaftlichen und individuellen 
Bewußtseins. Freizeit und Eigenarbeit“ — 
bzw. Tätigkeit — „haben so viel Gewicht 
bekommen, daß Fabrik und Beruf nicht 
mehr völlig im Zentrum der normalen 
Lebens- und Arbeitsplanung stehen. Da- 
durch sind für jeden einzelnen Menschen 
größere individuelle Gestaltungschancen 
eröffnet worden. (...) Oder eine Arbeits- 
zeitpolitik, bei der wir bereits heute 
Freiheitsspielräume, vielfältige Arbeits- 
zeitmodelle mit möglichst individuellem 
Zuschnitt fordern (...); Zielrichtung: Ar- 
beiten, um zu leben — nicht umgekehrt! 
Grüne Politik ‘eröffnet Spielräume. Sie 
setzt freilich Menschen voraus, die diese 
Spielräume zu nutzen verstehen. Deshalb 
ist das grüne Projekt immer eines, das (...) 
von unten getragen werden muß“ — 
Gegenmacht von unten! — „und nicht, 
wie die kurzatmige Reformpolitik der 60er 
Jahre, von oben verordnet werden kann. 
Deshalb ist es auch eines, das Zeit 
braucht.“ (137) 


Die „fehlende Freude am Kind“ 


Andere wichtige Auseinandersetzungen, 
die den Sieg der „RealpolitikerInnen“ 
vorbereiteten, waren die Diskussionen 


über die grüne Frauenpolitik — dies aus 
einem doppelten Grund: Zum einen, weil 
die Stärke des linken Flügels in den 
GRÜNEN auf einem Bündnis zwischen 
Feministinnen und traditionellen Linken 
beruhte; zum anderen deshalb, weil eben 
dieses Bündnis nur taktisch motiviert war 
und ihm keine gemeinsame Analyse und 
Strategie zugrundelag, so daß kaum eine 
Feministin aus den GRÜNEN ausgetreten 
wäre, wenn die „‚RealpolitikerInnen“ den 
Verzicht auf vollen Lohnausgleich bei 
Arbeitszeitverkürzungen durchgesetzt 
hätten, und erst recht kaum ein „linker“ 
Mann die Partei verlassen hätte, wenn die 
Forderungen nach der ersatzlosen Strei- 
chung des $ 218 aus dem Programm 
gestrichen worden wäre. Die tatsächlichen 
Durchbrüche der „‚RealpolitikerInnen“ er- 
folgten dann später nicht an diesen beiden 
Fragen. Aber trotzdem zeigt die Situation, 
daß die „‚RealpolitikerInnen“ die richtigen 
Angriffspunkte wählten, als sie u.a. mit 
einem „‚Müttermanifest“ erfolgreich ver- 
suchten, feministische Positionen in der 
Partei zurückzudrängen: „Mütter“ sollten 
sich nicht länger an den Positionen der 
Frauenbewegung orientieren, da diese von 
den Vorstellungen „kinderloser“ „‚Karrie- 
refrauen‘“ dominiert seien; es gelte das 
„Ghetto der Nichtmütter“ zu verlassen, 
statt dessen „‚eine Rückkehr von Müttern 
und Kindern in die Gesellschaft zu schaf- 
fen“. (138) Außerdem weigerte sich die 
Bundestagsfraktion, einen Gesetzentwurf 
in den Bundestag einzubringen, nach dem 
auch eheliche Vergewaltigungen vom 
8177 Strafgesetzbuch erfaßt und dort die 
Regelung über sog. minderschwere Fälle 
gestrichen werden sollte, ohne daß gleich- 
zeitig das Mindeststrafmaß — wie dies die 
„RealpolitikerInnen“ wollten — von zwei 
auf ein Jahr verringert wird. In Anbetracht 
dessen sollten in Eurer Diskussion die 
Angriffe auf die Feministinnen aus Gie- 
ßen, die in der Interim 229 eine Kritik an 
der neuen RAF-Politik veröffentlicht ha- 
ben, und daß es Lutz Taufer für eine 
„tatsache‘“ hält, „daß die warengesell- 
schaft in ihrer heutigen fundamentalisti- 
schen ausprägung (...) zu einer unaufhalt- 
samen verwahrlosung der gesellschaft, 
ihrer sozialen bindekräfte und so ihrer 
reproduktion überhaupt führt (fehlende 
freude am kind), akut bedrohlich vor allem 
(...) bei tausenden kindern und jugendli- 
chen sichtbar“, (139) Aufmerksamkeit 
erhalten. 

Ganz. ähnlich sorgten sich nämlich 
schon 1988 die grünen „Realpolitikerin- 
nen“ Waltraud Schoppe und Gisela Wül- 
fing um die Gebärfreude der Frauen und 
forderten: „Im Kinderwunsch können 
(sic!) Frauen nicht mehr nur Entfremdung 
sehen (...) Die Existenz von Müttern mit 
ihren Kindern ist in unserer Gesellschaft 
randständig. Die Isolation können und 
wollen Frauen mit Erwerbstätigkeit durch- 
brechen. Und was können die Kinder? Sie 
können sich unseren kinderfeindlichen 
Städten (...) kaum (...) entziehen. Erfah- 
rungen und Untersuchungen zeigen im- 
mer, daß Gewalt in der Familie verstärkt 
in den Familien auftritt, die stärker isoliert 
sind als andere (...) die Schaffung von 
Mütterzentren (...) kann diese Isolation 
durchbrechen“ (140) und der „freude am 
kind“ aufhelfen. Derartige „Mütterzen- 
tren“, in den Frauen un- oder niedrigbe- 
zahlte Arbeit leisten sollten, stellten auch 
die Verbindung zu dem zuvor besproche- 
nen Punkt der sogenannten „‚Eigenarbeit‘“ 
her — es handelte sich um nicht anderes 
als eine alternative Version von „Frauen 
heim“ bzw. im „‚Mütterzentrum“ „an den 
Herd“ — die antiimperialistische Version 
zu diesem Konzept steuert jetzt faktisch 
Karl-Heinz Dellwo bei, wenn er, ohne 
auch nur einen Gedanken an die „in dieser 
Gesellschaft“ patriarchal strukturierte Ar- 
beitsteilung zu verwenden, über eine 
„tätigkeit, die nicht mehr kapitalisiert‘‘ — 
d.h. unbezahlt — ist und „einfach aus 
menschlicher solidarität“ und „sozialer 
verantwortung“ gemacht wird, schwadro- 
niert. (141) 


Das Sektendickicht 
der 70er Jahre 


Gemeinsam ist Euren und den grünen 
„RealpolitikerInnen“ schließlich ein poli- 
tischer Horizont der über die Zeit der 
eigenen Politisierung, die StudentInnenre- 
volte von 68 und das Begrüßen von deren 
demokratischer Integration sowie der Ver- 
dammung des „‚autoritären Sektenwesens 
des Linksradikalismus der siebziger Jah- 
re“ (Fischer u.a.) (142) bzw. der „‚kinder- 
krankheiten der linken“ (Knut Folkerts) 
(143), des „‚dickicht(s) der 70er jahre“ 
(Lutz Taufer) (144) kaum hinausreicht — 
sowohl bei Joschka Fischer u.a. als auch 
bei Euren neuen PolitikerInnen. Erstere 
schrieben 1988: „Seit 1968 wurde diese 
Möglichkeit (ein neues Kapitel ‚deutscher 
demokratischer Kultur‘, R.L.) im Kampf 
der Demokratie von unten zu einer ange- 
eigneten Wirklichkeit.“ (145) Und Lutz 
Taufer meint: „‚wenn es nach dem zweiten 
weltkrieg eigenständige demokratisie- 
rung gegeben hat, so (...) war (es) die 
68er-bewegung, die (...) die linke, ihre 
werte, kultur und kontinuität wieder le- 


bendig und berechtigt hat werden lassen in 
deutschland west.“ (146) 


Zivilgesellschaft 

in der Hafenstraße: 
Zuspitzung der Widersprüche 
oder Deeskalation? 


Diese „‚demokratische Kultur“ schließlich 
ist es, die heute auch eine „politische 
Lösung“ für die Gefangenen möglich 
machen soll. Dafür, daß eine solche 
„politische Lösung“ keine Versöhnung 
mit dem Staat sei, werden in Euren 
Diskussionen häufig die Verträge der 
Hafenstraße angeführt. Genau in dieser 
Weise wurden die Verträge schon damals 
von grünen „RealpolitikerInnen“ inter- 
pretiert: die Hafenstraße „als jüngstes 
Beispiel“ dafür, daß es in der BRD eine 
„einmalige Öffnung gesellschaftlicher In- 
stitutionen für zivile und gewaltfreie Lö- 
sungsstrategien“ gebe. (147) Tatsächlich 
führte nur die ‚Gewalt und die Gewaltbe- 
reitschaft (nicht nur) der Bewohner 
besetzten Häuser“ auf der einen Seite 
und die „Anwesenheit von 6.000 einsatz- 
bereiten Polizisten‘ auf der anderen Seite 
zu diesem — kompromißhaften — Ergeb- 
nis. (148) Und dies ist genau der wesent- 
liche Unterschied: Während die Hafen- 
straße gerade in einer militärisch massiv 
zugespitzten Situation eine sogenannte 
„politische Lösung“ durchsetzen konnte 
(die deshalb eigentlich eine politisch-mili- 
tärische „Lösung“ war), meint die RAF 
heute eine „politisch Lösung“ durchset- 
zen zu können, indem sie von sich aus „die 
Eskalation zurück(nimmt)“. (149) Womit 
wir wieder beim Ausgangspunkt ange- 
kommen sind: Die RAF stützt ihre Theorie 
von der Aufhebung der Widersprüche 
genauso wenig wie Bernstein — und im 
Gegensatz zur marxistischen Theorie, die 
meine GenossInnen und ich verteidigt 
haben — „auf (...) ihre eigene konsequen- 
te Entwicklung“. Die Theorie von RAF 
und Bernstein steht „zwischen den beiden 
Extremen‘“, sie wollen „nicht die Wider- 
sprüche zur vollen Reife gelangen lassen“, 
um dann den revolutionären Umsturz zu 
bewirken, sondern sie wollen „ihnen die 
Spitze abbrechen, sie abstumpfen“ (150) 
— Deeskalation, wie das zu Zeiten des 
SPD/AL-Senates in Westberlin hieß. 
Allerdings — und dies will ich auch 
zum Abschluß noch einmal betonen — 
besteht die marxistische Taktik auch 
„nicht darin, daß man die Entwicklung der 
kapitalistischen Widersprüche bis zur äu- 
Bersten Spitze und dann erst ihren Um- 
schlag abwartet. Umgekehrt, wir stützen 
uns auf die einmal erkannte Richtung der 
Entwicklung“ und „treiben (...) dann im 
politischen Kampf ihre Konsequenzen auf 
die Spitze.“ (151) Dies allerdings nicht in 
dem Sinne, „eine historische revolutionä- 
re Strategie auf die Radikalisierung der 
Polizeikräfte zu begründen“, sondern im 
Wissen, „‚daß die Entwicklung des Klas- 
senkampfes unerbittlich die polizeiliche 
und militärische Repression nach sich 
zieht, und daß die Frage also nicht ist, die 
Ausübung der Repression zu ‚wollen‘ oder 
nicht, sondern sich auf sie vorzubereiten, 
denn sie wird im Verlauf des revolutionä- 
ren Prozesses immer mehr anwesend sein. 
Die Frage kann sich nur so stellen: (...) den 
Kräften des Feindes (...) überlegene Kräf- 
te entgegensetzen, um zu siegen (...)* (152) 


Kämpfen müßt Ihr selbst! 


Liebe Freundinnen und Freunde, ich weiß, 
daß ich bei vielen von Euch sehr angese- 
hen bin, und daß beispielsweise die 
Vertreterinnen des von vielen von Euch 
übernommenen Bielefelder Subsistenzan- 
satzes (Maria Mies u.a.) meinen, sich auf 
meine Theorie über Kapitalakkumulation 
stützen zu können. „Gründe“ habt Ihr 
dafür viele: Erstens bin ich eine Frau, 
zweitens schon lange tot, drittens als 
Kämpferin für eine bessere Welt von der 
Reaktion ermordet worden, viertens keine 
Leninistin — oder wird mich die „Inte- 
rim“ jetzt dazu machen? —, fünftens 
beziehen sich selbst Reaktionäre häufig 
positiv auf meine Aussage, daß die Frei- 
heit immer die Freiheit des Andersdenken- 
den bedeute — zu welchem Zweck übri- 
gens? —, sechstens, siebtens usw. Vergeßt 
das lieber mal für einen Augenblick. 
Macht mich nicht zu einer Kult- oder 
Identifikationsfigur. Das kann nämlich 
durchaus mit anpaßlerischer Praxis ein- 
hergehen. Haltet Euch lieber an meine 
Einsicht, für die ich auch jetzt noch mit 
aller Leidenschaft eintrete, daß der Kapi- 
talismus weg muß, wenn eine bessere Welt 
geschaffen werden soll. Dies gegen Eure 
neuen PolitikerInnen und all diejenigen, 
die das Scheitern des „realen Sozialis- 
mus‘ zum Anlaß oder Vorwand genom- 
men haben, sich innerhalb der bestehen- 
den Verhältnisse einzurichten — kritisch- 
grüblerisch selbstverständlich. 

Und bedenkt eines: Die Kapitulation 
einer Partei oder Bewegung, die grund- 
sätzliche Veränderungen auf ihre Fahnen 
geschrieben hat, beginnt lange vor dem 
großen Kladderadatsch. Bei Euch wird 
bereits heftig — natürlich mit den besten 
Absichten — an ihm gearbeitet! 


Ich kann Euch nur auf die Parallelen 
hinweisen; bekämpfen müßt Ihr sie selber, 
wenn Ihr nicht so enden wollt wie die SPD 
und die GRUNEN. 


Rosa Luxemburg 


PS: Einen besonderen Dank an die Genos- 
sInnen, die mich über Eure Diskussionen 
auf dem Laufenden gehalten haben. 


Anmerkungen: 
+++ Zu diesem Weg s.: Wolfgang Kraushaar, 
Realpolitik als Ideologie. Von Ludwig August von 
Rochau zu Joschka Fischer, in: 1999, Heft 
3/1988, 79-137 (85-96, 115-137); vgl. die"Zusam- 
menfassung in: Konkret 8/1988, 15-17 (15, 17). In 
diesem sehr interessanten Text wird außerdem 
gezeigt, daß das Pathos „Alles darf geschehen, 
nur eines nicht: Noch länger zu warten. Es muß 
gehandelt werden, komme was wolle“ sowohl der 
„realpolitischen“ als auch der aktionistischen, 
vor-"realpolitischen" Phase von Rochau und 
Fischer eigen ist. Die damit angedeutete Tren- 
nung von sog. Theorie und sog. Praxis ist es, die 
beide Phasen der Genannten von revolutionärer 
Politik trennt (vgl. **** sowie Luxemburg, a.a.O. 
wie bei Anm. 60 im Haupttext zitiert). 
++++ An dieser Stelle muß ich zugeben, daß ich 
mich geirrt habe, als ich mich von den ersten 
radikalen Feministinnen meiner Zeit so heftig 
abgegrenzt habe. Und vielleicht war es auch 
etwas Opportunismus, daß ich an dieser Frage 
nicht rühren wollte — weil ich eh schon als 
„hysterische Materialistin“ verschrieen war (s. 
dazu: Ingrid Strobl, Die rote Rosa, in: Broschüren- 
gruppe für Ulla und Ingrid (Hg.), Anschlag auf die 
Schere am Gen und die Schere im Kopf, 
Hamburg, 1988, 70-73 (73)). Wenn ich heute die 
Reaktion von Gregor (Interim 232) auf die Kritik 
der Frauen/Lesben-Gruppe aus Gießen (Interim 
229) an der neuen Politik der RAF lese, dann 
scheint es wieder einmal so, als ob sich die 
Geschichte wiederholt. Deshalb denke ich inzwi- 
schen, daß sich revolutionäre Politik nur im 
gleichzeitigen Angriff auf Kapital und Patriarchat 
durchsetzen läßt. Und deshalb haben natürlich 
Antje Vollmer und das Autonome 1.-Mai-Plenum 
Recht, wenn sie fragen, ob es „linke Sexisten“ 
gibt, und darauf hinweisen, daß der „Widerspruch 
zwischen Frauen und Männem (...) auch am 1. 
Mai nicht aufgehoben“ ist. Daraus folgt aber kein 
„Ende des Feindbildes“ — für uns Frauen eh nicht 
und auch nicht für tatsächlich revolutionäre 
Männer: „Frauen, die die herrschenden Verhält- 
nisse, die Herrschaft im wahren Sinnen des 
Wortes radikal aufheben wollen, bedürfen nicht so 
sehr der männlichen Genossen, die sich für ihre 
Freunde halten, als der männlichen Genossen, 
die bereit sind, zum Feind des Mannes zu 
werden.“ (Ingrid Strobl, Die Angst vor den Frösten 
der Freiheit, in: Projektgruppe M&tropolen(Ge- 
danken) und Revolution? (Hg.), Texte zu Patriar- 
chat, Rassismus & Internationalismus, Berlin, 
1991, 13-25 (25). 
# „(...) staatliche Counterbewegung (...), die 
folten muß (...) Folter ist kein revolutionärer 
Kampfbegriff. Aufklärung darüber (über die Haft- 
bedingungen, R.L.) hat vielleicht eine Schutzfunk- 
tion — aber die Mobilisierung, die sie braucht, 
muß sich gegen die Politik wenden, auf die der 
Staat mit Folter reagiert (und damit zuletzt gegen 
die Gefangenen selbst), solange das Vehikel ihrer 
Politik der moralische Reflex derer ist, die in 
diesem Staat noch zu Hause sind (...) das heißt, 
die Mobilisierung muß gegen uns laufen, wenn sie 
nicht mit der Propaganda bewaffneter Politik 
vermittelt ist (...)“ (Erklärung von Andreas Baader, 
in: Redaktion (Hg.), Bundesrepublik Deutschland 
(BRD) — Rote Armee Fraktion (RAF), Köln, 1988, 
57 — 59 (58, 59)). 
## Dabei übersehe ich nicht, daß es zwischen 
bewaffneten Aktionen und grüner Gewaltfreiheit 
noch eine Menge Aktionsformen (Mollis, Steine 
etc.) gibt, die die RAF (bisher) zumindest nicht 
ausdrücklich verworfen hat. Da die RAF aber die 
Aussetzung ihrer Angriffe auf die „Spitzen aus 
Staat und Wirtschaft“ in den Kontext dessen stellt, 
was die Feministinnen aus Gießen als These von 
der „allgemeine(n) ver-gewalt-ung aller lebensbe- 
reiche“ bezeichnen und kritisieren (Interim, Nr. 
229, 24, 27), („Zerstörung und Verzweiflung“, 
„ausgegrenzt und ohne Perspektive“, „an der 
Nadel verrecken oder in den Selbstmord getrie- 
ben“: RAF, a.a.O. (Anm. ++ 5), istnur konsequent, 
wie Hanna Krabbe jede militante Aktion zu 
verwerfen: „Hier in der Gesellschaft, was wir jetzt 
sehen, ist eine unheimliche Brutalisierung (...) Die 
Gewalt, die in den Sechzigern und Siebzigern was 
Besonderes war und die auch die besondere 
Funktion hatte — von unserer Seite — gesell- 
schaftliche Widersprüche aufzubrechen, sichtbar 
zu machen und zuzuspitzen, daß die heute gar 
nicht mehr die Funktion haben kann. Das haben 
wir auch an den letzten Aktionen der RAF 
gesehen, oder auch von anderen militanten 
Aktionen: die passieren, aber es entwickelt sich 
politisch nichts mehr dran.“ (AK 343, 3.6.1992, 14 
f. (14)). 
### Zu bedenken ist dabei schließlich, daß sich 
nach dem Wegfall der gewaltsamen Eskalation 
das „realpolitische“ Befriedungskalkül weitge- 
hend realisiert zu haben scheint, und deshalb die 
Hafenstraße heute nicht mehr die Ausstrahlung 
als antagonistische Kraft hat, die sie noch vor 
einigen Jahren hatte. 
#### Adelheid Biesecker, Nicht-kapitalistisches 
Milieu und Hausarbeit — Mit welcher Berechti- 
gung und welchem Erfolg stützt sich die feministi- 
sche Theorie auf Rosa Luxemburg, in: beiträge 
zur feministischen Theorie und Praxis, Nr. 15, 
1985, 165-179. 
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ak 356 — 7. Juli 1993 


Ruud Gullit, Bayern München und der FCKB 


Eine der harmloseren Arten, den im 
Alltagsstreß aufgestauten Aggressionen 
ein Ventil zu schaffen, besteht bekanntlich 
darin, gegen Bälle zu treten, die eigens für 
diesen Zweck hergestellt wurden. Fußball 
— ein Spiel wie geschaffen für Linke: 
kampfbetont, dem Kollektivgeist förder- 
lich, ohne kreativen Individualismus an 
der Entfaltung zu hindern. So schickten 
wir uns denn am 12. Juni zum zweiten Mal 
an, eine herausragende Plazierung beim 


16. Hamburg-Eimsbütteler Freizeitkicke- 
rInnenturnier (im Volksmund taz-Turnier 
genannt) zu erkämpfen. „‚Wir“ soll heißen: 
die Mannschaft des FCKB (FC für Fuß- 
ballclub, KB für KB). j 
Der Griff nach dem von der PDS/Linke 
Liste gestifteten Hans-Hubert-V ogts-Po- 
kal fürden Turnierletzten schied dabei von 
vornherein aus: erstens wegen der nach 


wie vor umstrittenen sog. „PDS-Option“; 
zweitens wegen unüberwindlicher Abnei- 
gung gegen den Namensgeber, den 
schwarz-rot-goldenen Bundes-Berti. Wer 
jemals ein Spiel unserer Truppe gesehen 
hat, wird verstehen, daß auch die Errin- 


kam: Was ist schon ein Fußballspiel ohne 
zumindest verbale Attacken gegen den 
Schiedsrichter? 

So mußten wir uns also — aller Abnei- 
gung gegen den Leistungssport zum Trotz 
— auf den Turniersieg konzentrieren. An 
der zu erringenden Trophäe, dem August- 
Postler-Pokal, gab es nichts zu kritteln. 
Der revolutionäre Arbeitersportler August 
Postler war Mitglied der Meistermann- 
schaft des SC Lorbeer 06 Hamburg-Ro- 
thenburgsort und wurde 1934 als KPD- 
Mitglied und Widerstandskämpfer in Ge- 
stapo-Haft ermordet. 

Hier muß nun allerdings eingestanden 
werden, daß wir diesen Pokal nur aus der 
Ferne zu sehen bekamen. Es gelang uns 
nicht einmal, den für einen Debütanten 
achtbaren 16. Platz des Vorjahres zu 

verteidigen. Abgeschlagen landeten wir 
auf Rang 20 (bei 30 teilnehmenden 
Teams). 

"Seitdem tobt in den Räumen der ak-Re- 
daktion und an diversen Kneipentischen 
die Krisendebatte. Vordergründige Erklä- 
rungen für unser Scheitern — mangelnde 
Vorbereitung, unsolider Lebenswandel, 
Überalterung — können nicht überzeu- 
gen. Als Linke sollten wir auch in diesem 
Fall das Wesen der Dinge hinter ihrer 
äußeren Erscheinung zu erkennen versu- 


chen. Fußballspiele werden im Kopf ent- 
schieden, und ausgerechnet da haperte es. 


Warum waren wir, um die unsterblichen 


gung des Fairneßpreises nicht in Frage 


Gullits fußballerisches wie politisches 
Agieren gefeiert hat (vgl. auch ak 346), 
war über die ganze Angelegenheit so 
deprimiert, daß er am Vorabend des 
Turniers seine fest eingeplante Teilnahme 
absagte. 

Nur wenige Tage nach der nieder- 
schmetternden Nachricht aus München 
war die linke Fußballwelt wieder in 


Ordnung (zu spät für den FCKB): Ausdem‘ 


spektakulären Transfer wurde nichts, an- 
geblich weil Gullits italienische Freundin 
nicht nach Deutschland wollte. Eine Wo- 
che später wartete Bild am Sonntag mit 
einer Enthüllung der „fiesen Tricks des 
lügenden Holländers“ auf. Gullithabe von 
Anfang an „ein abgekartetes Spiel“ betrie- 
ben. Besonders bitter für die gelackmeier- 
ten Bayern: „In Holland feixen sie. Ist 
doch vielen noch der Spruch von Gullit in 
den Ohren: ‚Nach Deutschland? Nie!““ 
Der nicht zitierfähigen Quelle zum 
Trotz könnte die Geschichte der Wahrheit 
nahekommen: Ruud Gullit, mit 31 Jahren 
nicht mehr der Jüngste und bei Berlusco- 
nis AC Mailand in letzter Zeit häufig auf 
die Ersatzbank oder gar die Tribüne 
verbannt, brauchte für einen lukrativen 
Vereinswechsel eine Bescheinigung sei- 
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Antifaschismus 
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ner vollen körperlichen Leistungsfähig- 
keit. Nicht irgendein Attest, sondern eines 
„mit dem Gütesiegel der Bayern und ihres 
international anerkannten Arztes Dr. Mül- 
ler-Wohlfarth“, wie die BamS$ knirschend 
kommentierte. Nach den langwierigen 
Untersuchungen in München rieb sich 
Gullits Manager die Hände: „Ruud ist 
jetzt wieder interessant für andere Vereine 
geworden.“ Der Präsident des FC Valencia 
signalisiette umgehend sein Interesse: 
„Wenn Gullit ein solches Zeugnis hat, 
können wir in ernsthafte Verhandlungen 
treten.“ > 

Wenn das alles so oder ähnlich gelaufen 
ist — alle Achtung vor einem Spieler, der 
nicht nur auf dem Platz „intuitiv“ alles 
richtig macht, sondern sich auch im 
Tarifpoker mit dem Kapital als ausgekoch- 
ter Stratege erwiesen hat. 

Und was lernen die lupenreinen Ama- 
teure des FCKB daraus? Eigentlich gar 
nichts — außer daß wir uns in einem Jahr, 
wenn an dieser Stelle vom 17. taz-Turnier 
zu berichten sein wird, eine neue Ausrede 
werden ausdenken müssen. 


Js. (mit Dank für Anregungen an Dr. 
Müiller-Talfahrt, Sport-Psychologe) 


nun 2 WWND 


Wiesbadener Antifaschist endlich frei 
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der Landesregierung in Stuttgart . 


Internationales 


Auch Doping will gelernt sein: Bei zu hoher Dosierung macht Katzenfutter dick 
und unbeweglich. Nicht nur deshalb hätte der hier abgebildete Freizeitsportler 
keine Chance, in der Mannschaft des FCKB aufgestellt zu werden. Seine 
sozialdemokratische Spielauffassung ist mit unserem System links-chaotischer 


Planlosigkeit unvereinbar. 
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Ort, Datum 


Worte von „„Kobra‘ Wegmann zu zitieren, 
„mentalmäßig nicht gut drauf‘‘? 

Die Antwort ist einfach: Das geistige 
Umfeld stimmte nicht. Zeitgleich mit 
unseren dilettantischen Bemühungen, 
dem Gegner den Ball abzujagen, vollzog 
sich 800 Kilometer weiter südlich, in 
München, ein Trauerspiel, das uns alle tief 
demoralisierte. Ruud Gullit schien ernst- 
haft entschlossen, ausgerechnet beim FC 
Bayern anzumustern. „Im großen und 
ganzen bin ich mit den Bayern einig“, 
zitierte der Sport-Informationsdienst Eu- 
ropas Fußballer des Jahres 1987 und 
folgerte: „Der Wechsel von Ruud Gullit 
zum deutschen Fußbail-Rekordmeister 
Bayern München nimmt immer konkrete- 
re Formen an.“ 

In Fußballpolitik weniger bewanderten 
ak-LeserInnen muß an dieser Stelle wohl 
erklärt werden, von wem hier die Rede ist: 
Ruud Gullit, laut Beckenbauer der „‚per- 
fekteste Fußballer der Welt“, dunkelhäuti- 
ger Sohn eines surinamischen Vaters und 
einer holländischen Mutter, praktizieren- 
mu der Anti-Rassist und Atomwaffengegner, 

t ANC-Sympathisant und Mitbegründer der 
holländischen Anne-Frank-Stiftung. Was 
i hat so einer ausgerechnet beim CSU-Club 
%. Bayern München zu suchen? Auch sport- 
lich liegen Welten zwischen dem Fußball- 
ästheten und den bayerischen Holzhacker- 
buam. „Er spielt Fußball, wie Bob Marley 
singt“, schrieb die taz — Bob Marley in 
einer Trachtenkapelle? AK-Autor Dietrich 
Schulze-Marmeling, der in zwei Büchern 
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